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Protokoll Ober die Ott entliehe Landtagssltzung 
vom 23. Dexember 1953 

(Fortsetzung) 

2. Uebemahme der Rhetaiwuhrbaukosten durch 
das Land. 

(Fortsetzung.) 

Abg. Dr. Martin R i s c h : Ich möchte noch
mals auf das Ansuchen der Gemeinden Gamprin 
und Ruggell zurückkommen und den Antrag 
stellen, daß derselbe jetzt behandelt wird. 

Regierungschef-Stellvertreter F. N i g g : Das 
erwähnte Ansuchen wird, zusammen mit dem 
Landesvoranschlag zur Behandlung kommen. 

Abg. Dr. Martin R i s c h : In diesem Falle 
ziehe ich meinen Antrag zurück. 

Abg. Dr. Ivo B e c k : Meiner Auffassung nach 
werden diese Ansuchen von der soeben erfolg
ten Abstimmung auch er faßt , das heißt, daß rite 
ganze Angelegenheit in einer nächsten Sitzung 
gesamthaft behandelt wird. 

Präsident D. S t r u b : Nach meiner Ansicht 
muß das Ansuchen der Gemeinde Ruggell, bzw. 
der Antrag der Finanzkommission zusammen mit 
dem Landesvoranschlag behandelt werden. Mein 
Gegenantrag lautete ganz eindeutig: RUckverwei-
sung der Gesetzesvorlage .betreffend die lieber-
nähme der Rheinwuhrbaukoeten an die Regie
rung mit dem Auftrage zur Antragstellung an 
den Landtag. 

Abg. Dr. Ivo B e c k : Ich habe diesen Antrag 
so aufgefaß t , d a ß der ganze Fragenkomplex !n 
der nächsten Sitzung behandelt werden soll, nicht 
heute eine Teillösung und später einen neuen 
Verteilungsschlüssel schaffen. Auf diese A r t 
bringen wir einen Wirrwarr in die Sache hinein. 

Präsident D. S t r u b : Regierung und Finanz 
kommission waren lediglich der Ansicht, daß es 
f ü r das laufende Budget tragbar wäre, wenn die 
Differenz zwischen den Gemeinden mit der höch
sten und zweithöchsten Belastung, also Ruggell 
und Balzers, was einen Betrag von F r . 16 000.— 
ausmachen würde, an die Gemeinde Ruggell rück-
vergütet würde. F ü r die Behandlung dieser Fra
ge sind die Unterlagen effektiv vorhanden, weil 
die bisherige prozentuale Beteiligung an den 
Rheinbaukosten errechnet ist. loh ersuche den 
Herrn Regierungsvertreter um bezügliche Aus 
kunft. 

Regierungschef-Stellvertreter F . N i g g : Die 
in meinen Händen befindliche Aufstellung um
faßt nur die Zahlen der Jahre 1945 bis 1952, wäh
rend die Zusammenstellung des Herrn Abg. Bü
chel die Zahlen seit 1927 enthält . 

Präsident D. S t r u b : E s liegt selbstverständ
lich in der Kompetenz des Landtages, die Ver
schiebung der Behandlung des Antrages der F i -
nanzkommission in den vorherigen Beschluß ein
zuschließen. Ich wollte lediglich darauf aufmerk 
sam machen, d a ß mein Antrag die RUckweisung 
des Antrages der Finanzkommission nicht bein 
'haltete. 

Abg. Eugen S c h ä d 1 e r : Ich war jedenfalls 
auch der Ansicht, d a ß die Rückvergütungisfrage 
zusammen mit der Gesetzesvorlage behandelt 
werden soll. A n und f ü r sich habe ich auch ge
gen eine separate Behandlung der Rückvergü
tung nichts einzuwenden, doch besteht cl$e g roße 
Gefahr, d a ß die eine oder andere Gemeinde dabei 
stark benachteiligt wird, weil die Aufstellung der 
Regierung nur bis 1945 zurückreicht.. Ich möch
te absolut nicht gegen das Ansuchen der Ge
meinde Ruggell opponieren, doch d ü r f t e es keine 
Rolle spielen, ob dasselbe heute oder in der näch
sten Sitzung behandelt wird. 

Abg. Paul B ü c h e l : Ich erlaube mir, zu den 
Ausfühmmgen des Herrn Abg. Sohädler noch 
Stellung zu nehmen.-Die Gemeinde Ruggell hat 
bis zum Jahre 1950 rund 10 bis 15 Prozent der 
jährlichen Steuereinnahmen an die Rheinbauko
sten beigetragen. Von da an stiegen die Beiträge 
der Gemeinde rapid, und zwar ungefähr auf 90 
Prozent. Im folgenden Jahre betrugen die Steuer
einnahmen der Gemeinde Ruggell rund 40 000 F r . 
und der Beitrag an die Rheinbaukosten 45 000 Fr . 
Unter diesen Umständen ist die Gemeinde natür 
lich außers tande, auch nur die Zinsen f ü r ihre 
Schulden zu bezahlen. Ich möchte deshalb noch

mals auf den Antrug der Finanzkommission hin 
weisen und den hohen Landtag ersuchen, diese 
Rückvergütung zu bewilligen. Bei der kommen
den allgemeinen Regelung kann diese Rückver
gütung j a berücksichtigt werden. 

Abg. Oswald B U h 1 e r : Es dür f te wahrschein
lich kein Abgeordneter hier sein, der der Ge
meinde Ruggell diesen Betrag absprechen möchte. 
E s geht aber um etwas anderes, nämlich darum 
daß auf Grund einer solchen Regehing andere 
Gemeinden nicht zu wenig bekommen. Es behaup 
tet niemand, daß Ruggell zu viel bekommt. Der 
Landtag kann aber nicht ohne .umfassende Be 
rechnungsgrundlagen an eine einzelne Gemeinde 
eine Rückvergütung vornehmen, sondern er' muß 
die Grundlagen Uber die Aufwendungen aller 
Rheingemeinden vorliegen haben. loh stehe auf 
dem Standpunkt, daß der genannte Betrag als 
Rückvergütung an Ruggell absolut nicht zu hoch 
ist; es ist aber keine Erledigung, wenn man f ü r 
Ruggell heute eine Sonderregelung beschließt. So 
dringlich ist die Sache f ü r die Gemeinde Ruggell 
nun auch wieder nicht, daß sie nicht.n9.cb,4 bigJS-
Wochen damit zuwarten könnte. Ich gebe gan-z-
offen zu, daß es mir bei meinem Vorschlag um 
die Gemeinde Gamprin geht, denn diese würde 
bei einer Regelung auf Grund der heute vorlie 
genden Unterlagen wahrscheinlich keine Rück 
Vergütung erhalten. Warten wir also heute noch 
zu ' und stellen wir die Behandlung des ganzen 
Fragenkomplexes bis zur nächsten Sitzung zu
rück. 

Abg. Dr. Ivo B e c k : Ich bin der Auffassung 
daß der ganze Fragenkomplex gesamthaft behan
delt werden soll. Vielleicht ließe sich aber Uber 
einen Vermittlungsvorschlag diskutieren. Wenn 
der Landtag schön der Ansicht ist, daß den Ge 
meinden eine ^Rückvergütung gewähr t werden 
soll, so könnte der Gemeinde Ruggell heute ein 
gewisser Betrag bewilligt und derselbe bei der 
allgemeinen Regelung dann verrechnet werden. 

Präsident D. S t r u b : Was die Rückvergütun
gen an die Gemeinden anbelangt, so fühle ich 
mich verpflichtet, darauf aufmerksam zu ma
chen, d a ß wir damit ein gefährliches Kapitel an
schneiden und d a ß dies f ü r unsere Landesfinan
zen gefährl ich werden könnte. Wie der Herr Ab
geordnete Johann Beck richtig ausgeführ t hat, 
war die Finanzkommission der Ansicht, daß der 
Gemeinde Ruggell, die durchschnittlich 50 Pro
zent ihres Steuereinkonunens — also 15 Prozent 
mehr als die zweithöchste Gemeinde — an die 
Rheinbaukosten geleistet hat, ruhig diese 15 Pro
zent rückvergütet Werden könnten. Wenn man 
aber die Rheinbaukosten bis in die Zwanziger
jahre zurück zusammenrechnet und dann von 
Rückvergütungen spricht, dann dür f t e eine sol
che Regelung wenig Erfolgsaussichten haben, 
oder eben gegebenenfalls sich in den Landesfi
nanzen katastrophal auswirken. U m aber end
lich vorwärts zu kommen, halte ich es f ü r zweck
mäßig, Uber den Antrag abzustimmen, daß auch 
die außerordentliche Subvention an Ruggell b's 
zur allgemeinen Regelung der Angelegenheit zu
rückgestellt werden soll. Wer mit diesem Vor
schlag einverstanden ist, möge dies durch Hand
erheben bezeugen. 

Die Abstimmung ergibt eine Mehrheit von 9 
Stimmen. 

Abg. Josef B ü c h e l : Auf Grund der neuen 
Sachlage möchte ich auch im Namen der Mitun
terzeichner der Eingabe den Ar t . 3 der Gesetzes
vorlage folgendermaßen abändern: «Dieses Ge
setz wird als nicht dringlich erklärt*. 

3. Ftnaozgesetz und Voranschlag f ü r das 
Jahr 1954 

Präsident D. S t r u b : In der Weiterverfol
gung der Tagesordnung kommen wir zur Behand
lung des Finanzgesetzes und des Voranschlages 
f ü r das Jahr 1954. E s dü r f t e zweckmäßig sein, 
wenn wir die Behandlung des Voranschlages vor
wegnehmen. (Die Lesung wird vorgenommen.) 

Abg. Dr. Ivo B e c k : A u f Grund des gestri

gen Beschlusses Uber die Angleichung der Ge 
hälter dür f t e sich wahrscheinlich im Titel «All 
gemeine Landesverwaltung» bezüglich der End
summe eine Veränderung ergeben. 
1 Präsident D. S t r u b : Wie der Herr Regie-
Cungschef-Stellvertreter bereits gestern bekannt 
gegeben hat, wird die lOOprozentige Angleichung 
der Gehälter einen Mehrbetrag von 132 500 F r . 
ausmachen. Meiner Ansicht nach haben wir 
durch den Beschluß des Gesetzes auch den er
forderlichen Kredit bewilligt. Der vorerwähnte 
JJetrag kann heute noch nicht in den Voran
schlag aufgenommen werden, weil gegen das Ge 
setz Uber die Gehaltsangleichung noch das Re 
ferendum ergriffen werden könnte. 

Abg. Dr. Ivo B e c k : Sollte dieser Betrag 
nicht in einem Sonderposten au fge füh r t werden ? 

Präsident D. S t r u b : Nachdem der Landtag 
bereits den Kredit 'bewilligt hat, finde ich eine 
besondere Auf führung des Betrages im Budget 
nicht f ü r notwendig. 

Regierungschef-Stellvertreter F . N i g g : Mei
ner Auffassung nach kann der erwähnte Betrag 
im Voranschlag noch nicht aufscheinen, weil die 
Referendumsfrist f ü r das betreffende Gesetz erst 
Ende Januar abläuft , während das Finanzgesetz 
als dringlich erklär t wird. 

Titel I «Allgemeine Landesverwaltung» wird 
genehmigt. 

^ Abg. Paul B ü c h e l : Nachdem nun die A n 
Iffleichüng der G e h ä l f e f c l e r Staatsahgestellten 

vorgenommen wurde, würde es mich interessieren, 
ob auch die Teuerungszulagen bestehen bleiben 

Präsident D. S t r u b : Die Teuerungszulagen 
sind nun mit den Gehältern vereinigt, bisher wa
ren sie jedoch separat aufgeführ t . 

Titel II «Schule» wird genehmigt. 
Abg. Dr. Ivo B e c k : Im Titel Bauwesen sind 

unter Ziffer 8 die Straßenverbesserungen mit 
F r . 600 000.— aufgeführ t . Es würde mich inter
essieren, welche Bauten hier vorgesehen sind. 

Regierungschef-Stellvertreter F . N i g g : Es 
sind folgende Straßenverbesserungen vorgesehen: 
Straßenregul ierung in Mäls F r . 60 000.— 
Meleriiofstraße 120 000.— 
Vaduz /Haup t s t r aße und Aeulestraße 50 000.— 
Schloßstraße vom Löwen bis Oberdorf 100 000.—-
Lindenplatz Schaan 10 000.— 
S t r a ß e Schaanwald 100 000.— 
St raße Schaanwald—Mauren 15 000.— 
S t r a ß e Eschen—SchönbUh! (Belag) 10 000.— 
Kurve Masescha—Gaflei 5 000. 
S t r aße beim alten Schulhaus in 
. Triesenberg 50 000.— 

Straßenregul ierung Balzers—Triesen 20 0U0.— 
Straßenregul ierung Nendeln— 

Schaanwald 20 000.— 
S t r a ß e Vaduz—Triesen (Teppichbelag) 20 000. — 
S t r a ß e Schaan—Buchs (Regulie

rung der Kurve beim Gedenkstein 
einschließlich Belag) '20 000.— 

Belagsarbeiten in Triesen 30 000.— 
Verschiedene kleinere Arbeiten und 

Unvorhergesehenes 120 000.— 
Das würde einen Betrag von F r . 750 000.— er

fordern, wir haben aber von der Regierung aus 
F r . 600 000.— eingesetzt. 

Präsident D. S t r u b : Ich möchte den Herrn 
Regierugschef-Stellvertreter dahingehend ergän
zen, d a ß der Betrag von F r . 100 000.— f ü r die 
Schloßstraße vom Löwen bis Oberdorf gestrichen 
wurde. 

Regierungschef-Stellvertreter F . N i g g : F ü r 
die S t raßenbauten sind also nur F r . 600000. -
Vorgesehen. F ü r die Rheinsohutzbauten sind f ü r 
das Baujahr 1953/54 folgende Totalbeträge vor
gesehen: -

Balzers F r . 35 000.— 
Triesen 15000.— 
Vaduz 20 000.— 
Schaan 97000.— 
Eschen 160 000.— 
Gamprin 55000.— 
Ruggell 40000.— 
Landschaftlicher Betrag . 5 000.— 

F ü r die RUfeschutzbauten liegen folgende Vor
schläge vor: 

Alp^nrüfe F r . 15 000.— 
Schale im Fallwandtobel oder Aus

bau des Kiessammlers der Gug-
gerbodenrüfe 30000.— 

Mühleholzrüfe, Böschungspfläste-
rung oder Dammerhöhung un
terhalb der Landstraße •• 30 000. — 

Tidrüfe, Erhöhung der Sperren 
Nr. 1 und 2 50 000.--

Gamanderrüfe, Neuerstellung der 
Sperren vom fürs t l . Weg aufwär t s 
zirka 15 Stück 33 000.--

Kracherrüfe /Sperre Nr. 16 18 000.--
KrUppelrüfe/Sperrenneuerstellun-

gen ' 20 000.— 
Täle-Ablaufgraben im Berg-Mal-

bun und Sperre im Schlucher 18 000.— 
Erlenpflanzungen u. Verschiedenes 37 000.— 

Total F r 350 000.--
Dieser Betrag wird auf das Land mit Fran

ken 175 000.— und auf die Interessenten (Ge
meinden und Grundbesitzer) mit Fr . 175 000.— 
aufgeteilt. 

Dies sind die Vorschläge, die das Budget maß
geblich belasten. Bei den Straßenverbesserungs
projekten m u ß auch auf den Arbeitsmarkt Rück
sicht genommen werden. Gegenwärtig ist eine 
Vollbeschäftigung zu verzeichnen und es müs
sen deshalb weniger wichtige Bauten zurückge
stellt werden, denn es ginge nicht an, d a ß diese 
Arbeiten mit fremden Arbei tskräf ten ausgeführ t 
würden. 

Abg. Andreas V ö gTfTeh^i^beT mir als" 
Balzner auf die von Herrn Regierungsvertreter 
bekanntgegebene Aufstellung Uber die vorgeschla
genen Straßenverbesserungen noch etwas näher 
einzugehen. Schon seit bald zwanzig Jahren ent
nehmen wir Balzner aus den Aufstellungen im 
Landesvoranschlag, daß der Ausbau der soge
nannten Brücklekurve und die Straßenregulie
rung in Mäls auf dem Programm stehen, aber 
immer wieder wurde die Ausführung dieser A r 
beiten verschoben. Die S t raße in Mäls befindet 
sich heute in einem miserablen Zustand, so daß 
ich an Regierung und Bauamt den dringenden 
Appell richten möchte, d a ß diese Straßenverbes
serung im F r ü h j a h r als erste Arbelt in Angr i f f 
genommen wird. 

Abg. Oswald B U h l e r : Bei dieser Gelegen
heit erlaube ich mir, darauf hinzuweisen, d a ß die 
Lokalverhältnisse in der Realschule Eschen sehr 
unzulänglich sind. E s ist schließlich doch dieje
nige Schule, in der die Unterländer Jugend das 
Rüstzeug f ü r ihre spätere Betät igung in Gewer
be und Handel holen muß . E s ist auf die Dauer 
unmöglich, in diesen Baracken einen richtigen 
Schulbetrieb aufrechtzuerhalten. Rein vom ge
sundheitlichen Standpunkt aus sind die in Ba 
racken untergebrachten Schulräume vollständig 
unzulänglich, da sie j a nicht unterkellert sind. 
Man bringt z. B . trotz aller Maßnahmen den 
Erdgeruch nicht aus den Räumen hinaus. Auch 
fUr den Unterricht sind diese Räume alles an
dere als ideal, denn praktisch ist durch die Ver-
streutheit der Räume der ganze Sohulbetrieb aus
einandergerissen, von einer Weiterentwicklung 
gar nicht zu reden. E s besteht von Seiten der Ju 
gendlichen ein großer Andrang zu dieser Schule, 
die wegen der mangelnden Räumlichkeiten nur 
einen TeU derselben aufnehmen kann. 

Schon vor -ungefähr 15 Jahren ist f ü r die Real
schulen ein Fonds errichtet worden. Ich glaube, 
man könnte es doch verantworten, -wenn man. im 
kommenden Jahre wenigstens den Rohbau -für 
die neue Realschule in Eschen errichten würde, 
denn dieser Rohbau würde das Landesbudget 
nicht belasten, da er aus dem vorhandenen Fonds 
finanziert weiden könnte. Man kann bei einem 
Schulhausbau nl6ht jahrelang die Angespannt-
heit der Arbeitsmarktlage als Vorwand fü r^d ie 
Nichtausführung vorbringen. Die Berücksichti
gung der Arbeitsmarktlage ist schön und recht, 
aber man kann nicht deswegen einen derart 
dringlichen Schulhausbau zwanzig Jahre zurück
stellen. Ich möchte deshalb die Anregung unter
breiten, d a ß die, fürst l iche Regierung prüfen mö
ge, ob im kommenden Jahre nicht wenigstens 
der Rohbau f ü r diese Schule errichtet werden 
kann. Der Bau dieses Realschvlhanses ist sichon 
vor einige^ Jahren zugesagt w ö f d e o / ab^py es 
geht hier anscheinend wie mit der .Mälsner "Stra
ße, d a ß die Ausführung des ProjektMim^ier , wie
der hinausgeschoben wird. lyh darf deshalb 
nochmals dringend empfehlen, im kommtadeh, 


